Amts - Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marieuwerder. 
N 25. 1898 


Marienwerder, den 22. Juni 
Die Nummer 16 der Geſetz⸗Sammlung enthält vom 1. April 1879 (Geſetz⸗Sammlung S. 279) nach 


n 


unter Anhörung der Betheiligten, was folgt: 

Nr. 9996 die Verordnung, betreffend die Tage⸗ § 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ 
gelder und Reiſekoſten für die Landgendarmerie, vomſgebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗ 
11. Mai 1898; unter Bezirken Gut Podruſen, Gemeinde Leßnick, Gemeinde 


Nr. 9997 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters und Gut Smirdowo, Gemeinde und Gut Krojanke, 
wegen Aufhebung des Hypothekenamts zu Geilenkirchen, Gut Auguſtowo und Gemeinde Glubcezyn werden zu 
vom 28. Mai 1898; und unter einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer 

Nr. 9998 die Verfügung des Juſtiz-Miniſters, Grundſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes des 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Meliorations⸗Bauinſpektors Fahl vom 28. März 1895⸗ 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Frankfurt a. M., 30. Mai 1896 durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 


ae O8 e n de Op Sant one g 
; tions⸗Bauinſpektors Fahl vom 28. März 1895 dar: 

u STAR e n e Fe 
ce Kaner 18. der ech Snmonlung, enpat|Künbe het Genofenüit-Sttgihe in den ggg 
0 Nr. 10000 den Nachtragsvertrag zu dem Staats⸗ Karte und Negiſter werden mit einem auf das 


5 b, Datum des genehmigten Statutes Bezug nehmenden 
vertrage vom 17. Oktober 1878 über das Landgericht : 8 5 inte. 
in Rudolſtadt, vom 25. Februar 1898. Beglaubigungsvermerke verſehen und bei der Aufſichts 


: 5 N lalbehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. Die aufzu⸗ 
Aer Die Nummer 25 des Reichs⸗Geſetblatts enthält ſtellenden ſpeziellen Meliorationspläne ſind vor Beginn 


£ „ihrer Ausführung ſeitens des Vorſtandes der Aufſichts⸗ 
' AR n ee 7900 behörde zum Zwecke der Prüfung durch den Meliora⸗ 


unter 


an geltenden Faſſung, vom 20. Mai 1898. tionsbaubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 
Die Nummer 26 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
unter im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
Nr. 2491 das Geſetz, betreffend die elektriſchenſſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
Maßeinheiten, vom 1. Juni 1898. werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
Die Nummer 27 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält] der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. n i 
unter Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 


Nr. 2492 die Bekanntmachung, betreffend die Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
Handelsbeziehungen zum Britiſchen Reich, vom 11. Juniſänderte Anlage berührt werden. 
1898. 82. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Smirdowo⸗Auguſtowo“ 
Verordnungen und Bekanntmachungen und hat ihren Sitz in Auguſtowo. 


— 


der Zeutral⸗Behörden. 8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 

gp d Statut haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
für die Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Smirdowo⸗ der Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 
Auguſtowo im Kreiſe Flatow. den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden 
gen Verwendung für die einzelnen betheiligten Grundſtücke 

Wir Wilhelm, erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 

von Gottes Gnaden von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 

König von Preußen ꝛc. und Ableitungsgräben u. ſ. w. den betreffenden Eigen⸗ 


verordnen auf Grund der §§ 57 und 65 des Geſetzeskthümern überlaſſen. Dieſelben find jedoch gehalten, 
Ausgegeben in Marienwerder am 23. Juni 1898. 
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den im Intereſſe der ganzen Melioration getroffenen 
Anordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Projekte 
und vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnen⸗Entwäſſerungs⸗Anlagen innerhalb 
des Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu ver⸗ 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das 
Beitragsverhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt 


iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer in der 


durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 


Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 


unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes angenommenen Meliorationstechnikers 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. 
Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des 
Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 
Bauprogramm aufzuſtellen, die für die Verdingung er⸗ 
forderlichen Unterlagen zu beſchaffen und zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen, überhaupt alle für das zweck⸗ 
mäßige Ineinandergreifen der Arbeiten nothwendigen 
Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die 
Ausführung zu leiten und die für Aenderungs⸗ und 
Ergänzungsanträge, 
die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben ab⸗ 
zuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zuſtim⸗ 
mung des Meliorationsbaubeamten. Auch im Uebrigen 
hat der Vorſtand in techniſchen Angelegenheiten während 
der Bauausführung den Rath des Meliorationsbau⸗ 
beamten einzuholen und zu berückſichtigen. 

2 Nach Beendigung der Ausführung hat der Me⸗ 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feſt⸗ 
zuftellen, ob das Unternehmen zweck und planmäßig, 
beziehungsweiſe mit den von der Aufſichtsbehörde ge⸗ 
nehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hier⸗ 
bei Kontrol⸗Meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind die⸗ 
ſelben unter Leitung des Meliorations⸗Baubeamten von 
vereideten Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer 
Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 
§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vortheile. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags⸗Verhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Verhältniß des 
ihnen aus der Melioration erwachſenden Vortheils 
werden dieſelben in drei Klaſſen getheilt, und zwar ſo, 
daß ein Hektar der dritten Klaſſe mit dem einfachen, 
ein Hektar der zweiten Klaſſe mit dem zweifachen und 
ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem dreifachen Bei⸗ 
trage heranzuziehen iſt. 


ſoweit bei dem Vorſteher angebracht werden. 
ſind, 


für Abſchlagszahlungen und für 


§ 7. Die Einſchätzung in dieſe drei Klaſſen 
erfolgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach⸗ 
verſtändige unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungsverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge⸗ 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz 
oder theilweiſe angehört und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanntmachung wird das Genoſſenſchafts⸗ 
kataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen 
Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Abände⸗ 
rungs⸗Anträge müſſen innerhalb dieſer Friſt ſchriftlich 
Nach Ablauf 
der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchriftlich ein⸗ 
gegangenen Abänderungs⸗Anträge der Auſſichtsbehörde 
vorzulegen. Die Letztere, beziehungsweiſe deren Kom⸗ 
miſſar, läßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer und 
eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen Rekla⸗ 
mationen durch die von der Aufſichtsbehörde zu be⸗ 
zeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer 
und der Vertreter des Vorſtandes von dem Kommiſſar 
bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem But: 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
ſeſtgeſtellt, andernfalls find die Verhandlungen der 
Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die 
bis zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
entſtandenen Koſten ſind in jedem Falle von der Ge⸗ 
noſſenſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung er⸗ 
forderlich, jo find die weiter erwachſenden Koſten dem 
unterliegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions⸗ 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ge⸗ 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennflüde verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes ift innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

§ 9. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be⸗ 
träge beizutreiben. 

$ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genommenen 
Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend oder 
dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vortheile eine Ent⸗ 
ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
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das nach Vorſchrift dieſes Statutes zu bildende Schieds⸗ forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 


Be Ausſchluß des Rechtsweges. 
11. 


Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 


Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. 


Wer am Er⸗ 


richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe ſcheinen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vor⸗ 


der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar ſteher anzuzeigen. 


Dieſer hat alsdann einen Stell⸗ 


in der Weiſe, daß für je drei Normal⸗Hektar beitrags⸗ vertreter zu laden. 


pflichtigen Grundbeſitzes erſter Klaſſe eine Stimme ge⸗ 
rechnet wird. 


§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der Ge⸗ 


Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande neralverſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be- die ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller An: 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 


Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 
$ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 
a. einem Vorſteher, 
b. ſechs Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmitglieder. 
Von den Mitgliedern des Vorſtandes muß je 


eines in den Gemeinden Leßnick, Smirdowo, Krojanke 


und Glubezyn, ſowie in den Gutsbezirken Auguſtowo, 
Podruſen und Krojanke wohnhaft ſein. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
Generalverſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 8 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges Er⸗ 
kenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellverteter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ 
meindewahlen. 

§ 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, fo 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat, wie die 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ 


Insbeſondere liegt ihm ob: 

die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 

nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver⸗ 

anlaſſen und zu beaufſichtigen; 

b. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
die Wäſſerung, die Grabenräumung mit Zuftim- 
mung des Vorſtandes die nöthigen Anordnungen 
zu treffen und die etwa erforderlichen Ausführungs⸗ 
vorſchriften zu erlaſſen; 

„die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 

. bie Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. Zur 
Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gultigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

f. die nach Maßgabe dieſes Statutes und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

8 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen find 
in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenig⸗ 
ſtens ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach 
der Bauausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr 
und im Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau wird 
durch den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtands⸗ 
mitglieder ſind zur Theilnahme an der Schau einzu⸗ 
laden. Der Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt vier 
Wochen vorher, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtändigen 
Meliorationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, 
an den Schauen theilzunehmen. Die von ihnen ge⸗ 
machten Vorſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß 
der Schau iſt in einem Protokolle, für deſſen Auf⸗ 
bewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. 
Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichen Falles 
die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der 
im Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen 
Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangswege auf 
Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. 


E 


Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen 
der Aufſichtsbehörde entſcheidet der Regierungs-Präſident 
endgültig. 

§ 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. 

Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die Entlaſſung 
des Rechners wegen mangelhafter Dienſtführung an⸗ 
ordnen. 

8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 


Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statutes. 
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ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statutes oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichtes frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, beim Vorſteher angemeldet werden muß. 
Die Koſten des Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statutes gewählt. Wählbar 
iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 


§ 18. Die erſte, zur Veſtellung des Vorſtandes Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
nach den Flachenangaben des Grundſtücksregiſters des durch die Auſſichtsbehörde zu beſtimmen. 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen ($ 60 des Geſetzes „Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaftzu Smirdowo-Auguſtowo“ 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu Flatow und die Flatow'er Zeitung aufgenommen. 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und § 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in den⸗ nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
jenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchafts 1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 


gebiete ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
11 ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
iegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichlsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 


kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtim⸗ 
mung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß 
erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 20. Mai 1898. 
gez. Wilhelin R. 


U i iehungsweiſe der von ihr : 
111 0 de 0 | ne ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 2) Bekanntmachung 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an wegen Ausreichung der Zinsſcheine Reihe V zu den 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang Schuldverſchreibungen der Preußiſchen konſolidirten 3½ 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten vormals 4 igen Staatsanleihe von 1876 bis 1879. 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ —— 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Partheien Die Zinsſcheine Reihe V Nr. 1 bis 20 zu den 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Schuldverſchreibungen der Preußiſchen konſolidirten 3½ 
Gerichte. vormals 4 igen Staatsanleihe von 1876 bis 1879 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche über die Zinſen für die Zeit vom 1. Juli 1898 bis 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft. 30. Juni 1908 nebſt den Anweiſungen zur Abhebung 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen der folgenden Reihe werden vom 7. Juni 1898 ab 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be- von der Kontrolle der Staatspapiere hierſelbſt, Oranien⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, ſtraße 92/94 unten links, Vormittags von 9 bis 1 Uhr, 
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mit Ausnahme der Sonn⸗ und Feſttage und der letzten enthaltenen polizeilichen Beſtimmungen Anwendung zu 
drei Geſchäftstage jedes Monats, ausgereicht werden. ſinden haben, anerkannt: 


0 Die Zinsſcheine können bei der Kontrolle ſelbſt im Kreiſe Flatow: 
in Empfang genommen oder durch die Regierungs⸗ die Straße von Kl. Wöllwitz nach Soſſnow, 
Hauptkaſſen, ſowie in Frankfurt a. / M. durch die Kreis⸗ im Kreiſe Tuchel: 


kaſſe bezogen werden. Wer die Empfangnahme bei die Straße von Goſtoczin nach Gr. Klonia. 
der Kontrolle ſelbſt wünſcht, hat derſelben perſönlich Marienwerder, den 9. Juni 1898. 
oder durch einen Beauftragten die zur Abhebung der Der Regierungs⸗Präſident. 


neuen Reihe berechtigenden Zinsſcheinanweiſungen mit ; g 5 ee 
einem Verzeichniſſe zu übergeben, zu welchem Formulare 90 e e a aß del en 
ebenda und in Hamburg bei dem Kaiſerlichen Poll Miniſters für Handel und Gewerbe vom 30. Juni 
amte Nr. 1 unentgeltlich zu haben find. Genügt dem], J8. ertheilte Conceſſion zur Betreibung dei Aus⸗ 
Einreicher eine nummerirte Marke als Empfangs- wandererbeförderung für den Umfang des preußiſchen 
beſcheinigung, ſo iſt das Verzeichniß einfach, wünſcht [Staats mit Ausnahme der Provinz Hannover hat 
er eine ausdrückliche Beſcheinigung, ſo iſt es doppelt beim Inkrafttreten des Reichsgeſetzes über das Aus⸗ 
vorzulegen. Im letzteren Falle erhalten die Einreicher wanderungsweſen vom 9. Juni 1897 (R.⸗G.⸗ Bl 
das eine Exemplar, mit einer Empfangsbeſcheinigung S. 463) am 1. A pril d. Js. ihre Geltung verlor 1 
perſehen, ſofort zurück. Die Marke oder Empfangs- Im hieſigen Regierungsbezirk find als Agenten 
beſcheinigung iſt bei der Ausreichung der neuen Zins⸗ſpez p. Storm konzeſſionirt: 
ſcheine zurückzugeben. * Buchhändler Franz Garms in Dt. Krone, Kauf⸗ 
In Schriftwechſel kann die Kontrolle berſmann Leopold Iſacſohn in Gollub, Agent Adolph 
SR ‚id mit a 1 derſczuttzeit in Graudenz, Kaufmann J. S. Caro in Thorn 
insſcheinanweiſungen nicht einlaſſen. und Ottlotſchin, Kaufmann A. Fock in Zempelburg 


Wer die Zinsſcheine durch eine der oben genannten ve ; N 
Provinzialkaſſen beziehen will, hat derſelben die An⸗ 8 50 e eee 10 


weiſungen mit einem doppelten Verzeichniſſe einzu⸗ & PER 85 ; 6 
reichen. Das eine Verzeichniß wird, mit 1712 aua d d he a Ze rennen nn 
beſcheinigung verſehen, ſogleich zurückgegeben und iſt 15 e 5 4 1225 r 
bei Aushändigung der Zinsſcheine wieder abzuliefern. 59 f Nm ſolch 153 0 Sr a Seite 
Formulare zu dieſen Verzeichniſſen find bei den ge⸗ſöſſentlichen Kenntniß gebracht daß Aale n der 
dachten Provinzialkaſſen und den von den Königlichen Geſchäftsführung des Eid en bezw. feiner Agenten 
en in nn e EN bezeichnenden herzuleitende Anſprüche an die beſtellten Kautionen 
Wet Einreichung 0 nr Schüldver ſchre Win gen bedarf en ene 
es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur dann, m a den 0. En 1990 
wenn die Zinsſcheinanweiſungen abhanden gekommen Der Regierungs⸗Präſident a 
find; in dieſem Falle find die Schuldverſchreibungen 6) Bekanntmachun 0 
an die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine der Der Herr Oberpräſident der Nu Weſtpreußen 
ei e mittels beſonderer Eingabe hat durch Erlaß vom 10. v. Mts. Nr. 4465 O. P. 
Berlin den 23. Mai 1898 genehmigt, daß die Chauſſeegeldhebeſtelle an der Kreis⸗ 
Hauptverwaltung der Staatsschulden. Haufjee von Wieſenburg (früher Prayfit) na 5 Groß 
v. Hoffmann. Böſendorf von dem Zalſiebocze⸗Kruge, Station 12,6, 
80 8 3 UN oc en 0 Susfeiüe 5 zu Roßgarten, Station 9 
erordnungen un ekanntmachungen 18 verlegt wird. 
der Provinzial⸗Behörden ꝛc. Die vorgenannte Verlegung der Chauſſeegeld⸗ 
8) Bekanntmachung. erhebung hat am 20. Mai d. Is. ſtattgefunden. 


: 3 u, i der, den 16. Juni 1898. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des Meine f ki 

Königlichen Oberförſters Rieloff zu Junkerhof zum Der Negierungs⸗Präſident. 

Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 7) Der zum Steuerſatz von 24 Mk. für das Jahr 

amtsbezirk Lonsk, Kreiſes Marienwerder, an Stelle 1898 ausgefertigte 

des verſtorbenen Königlichen Forſtmeiſters Dühring in Wandergewerbeſchein Nr. 317 

Charlottenthal zur öffentlichen Kenntniß. des Händlers Anaſtaſius Smigiers ki aus Czersk, 
Danzig, den 10. Juni 1898. Kreiſes Konitz, (Begleiter: Theodor Wisniewski) iſt 

Der Ober⸗Präſident. verloren gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. 

4) Gemäß der Kabinets⸗Ordre vom 31. Auguſt 1832 Marienwerder, den 24. Mai 1898. 

wird als öffentlicher chauſſirter Weg, auf den die Königliche Regierung, 

sub II und III des Tarifs vom 29. Februar 1840 Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
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8) Bekanntmachung. 


Die Herren Miniſter für Handel und Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten haben durch Verfügung von 
28. Mai d. Js. beſtimmt, daß die Wollmärkte ſtattzufinden haben in den Jahren: 


1899 1904 1905 1906 1907 
in Liegnitz: 5 : 5 ? g ? 

Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch 
den 7. Juni den 6. Juni | den 5. Juni | den 4. Juni] den 10. Juni] den 8. Juni | den 7. Juni | den 6. Juni] den 5. Juni 
in Breslau; Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag 

Freitag Sonnabend | Sonnabend Sonnabend | Sonnabend Sonnabend | Sonnabend Sonnabend | Sonnabend Sonnabend 


9.—10. Juni 8.—9. Juni 7.—8. Juni 6.—7. Juni 12.—13. Juniſ10.—11. Juniſ 9.— 10. Juni] 8.—9. Juni | 7.—8. Juni 
in Schweidnig: 


Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag 
den 8. Juni den 7. Juni | den 6. Juni | den 5. Juni den 11. Juni] den 9. Juni] den 8. Juni | den 7. Juni [ den 6. Juni 
in Glogau: g a g . ; i - f 
; Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag 
2 e al ee ee nd ven 23. Mai| den 29. Mai den 27. Mal] den 26. Mai | den 25. Mai | ben 24. Ani 
in Poſen: Dienſſag Dienſtag Dfenſfag Dienſtag Mittwoch Dienſtag Dienſtag 
Dienſtag Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Mittwoch Donnerſtag Mittwoch Mittwoch 
13.—14. Juni 12.— 13. Juniſl1.— 12. Juni 10.—11. Juniſ16.— 17. Juniſ14.—15. Juniſ14.—15. Juniſ12.—13. Sunil11.—12, Juni 
e Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Freitag Donnerſtag Donnerſtag 
den 15. Juni den 14. Juni] den 13. Juni] den 12. Juni] den 18. Juni] den 16. Juni] den 16. Juni] den 14. Juni] den 13. Juni 
e ade a Donnerftag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Freitag Donnerſtag Donnerſtag 
den 15. Juni den 14. Juni] den 13. Juni] den 12. Juni] den 18. Juni] den 16. Juni] den 16. Juni] den 14. Juni] den 13. Juni 
( j : ; 
Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag Freitag 


den 16. Juni den 15. Juni] den 14. Juni] den 13. Juni] den 19. Juni] den 17. Juni] den 16. Juni] den 15. Juni] den 14. Juni 
> — — — . — — — 
in Stralſund: 


Sonnabend Sonnabend J Sonnabend Sonnabend Sonnabend Sonnabend Freitag Sonnabend Sonnabend 
den 10. Juni den 9. Juni | den 8. Juni | den 7. Juni den 13. Juni] den 11. Juni] den 9. Juni] den 9. Juni] den 8. Juni 
See 1 Sonnabend Sonnabend Sonnabend Sonnabend Sonnabend [ Sonnabend Sonnabend Sonnabend 
den 17. Juni den 16. Juni] den 15. Juni] den 14. Juni] den 20. Juni] den 18. Juni] den 17. Juni] den 16. Juni] den 15. Juni 


— = — — ne — — - — rn — — er 3 De nd 
in Berlin: Dienftag— Dienſtag Dienſtag Dienſtag Dienſtag Dienſtag Dienſtag Dienſtag 


Dienftag--Donnerftag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag Donnerſtag 
20.—22. Juni J19.— 21. Junil18.— 20. Juniſ17.— 19. Juniſ23.— 25. Juniſ21.— 23. Junil20.—22. Juniſ19.—21. Juniſ18.—20. Juni. 


Danzig, den 7. Juni 1898. Der Ober⸗Präſident. 


9) 


Augenkrankheiten, 


Für die Beobachtung der unter Ziffer 3 bis 5 


Aus Penſionaten, Convikten, Alumnaten und 
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Anweiſung 
zur Verhütung der Uebertragung anſteckender 
Augenkrankheiten durch die Schulen. 


welche vermöge ihrer An⸗ 

ſteckungsfähigkeit beſondere Vorſchriften für die 

Schulen erforderlich machen, ſind: 

a. Blennorrhöe und Diphtherie der 
Augenlid⸗Bindehäute, 

b. Akuter und chroniſcher Augenlid Bin de⸗ 
hautkatarrh, Follikulärkatarrh 
und Körnerkrankheit (granulöſe oder 
egyptiſche Augenentzündung, Trachom.) 


.Es iſt darauf hinzuwirken, daß von einem jeden 


Fall von anſteckender Augenkrankheit, welcher bei 
einem Schüler oder bei dem Angehörigen eines 
Schülers vorkommt, durch den Vorſtand der 
Haushaltung, welcher der Schüler angehört, dem 
Vorſteher der Schule (Direktor, Rektor, Haupt⸗ 
lehrer, erſtem Lehrer, Vorſteherin u. ſ. w.) bei 
einklaſſigen Schulen dem Lehrer (Lehrerin) un⸗ 
verzüglich Anzeige erſtattet wird. 


„Schüler, welche an einer der unter 1 a genannten 


Augenkrankheiten leiden, ſind unter allen Um⸗ 
ſtänden, ſolche, welche an einer der unter Ib 
genannten Augenkrankheiten leiden, dagegen nur, 
wenn bezw. ſolange ſie deutliche Eiterabſonderung 
haben, vom Beſuche der Schule auszuſchließen. 


. Schüler, welche an einer der unter 1b genannten 


Augenkrankheiten leiden, jedoch keine deutliche 
Eiterabſonderung haben, ſowie ſolche Schuler, 
welche geſund ſind, aber einer Haushaltung an⸗ 
gehören, in der ein Fall von anſteckender Augen⸗ 
krankheit (1a oder 1b) aufgetreten iſt, dürfen 
am Unterrichte theilnehmen, wenn ſie beſondere, 
von den geſunden Schülern genügend weit ent⸗ 
ferute Plätze angewieſen erhalten. 


„Schüler, welche gemäß Ziffer 3 vom Schulbeſuche 


ausgeſchloſſen oder gemäß Ziffer 4 geſondert ge⸗ 
ſetzt worden ſind, dürfen zum Schulbeſuch bezw. 
auf ihren gewöhnlichen Platz nicht wieder zuge⸗ 
laſſen werden, bevor nach ärztlicher Beſcheinigung 
die Gefahr der Anſteckung beſeitigt iſt und ſo⸗ 
wohl die Schüler ſelbſt als ihre Wäſche und 
Kleidung gründlich gereinigt worden ſind. 


gegebenen Vorſchriften iſt der Vorſteher der 
Schule (Ziffer 2), bei einklaſſigen Schulen der 
Vehrer (Lehrerin) verantwortlich. Derſelbe hat 
von jeder Ausſchließung eines Kindes vom Schul⸗ 
beſuch wegen anſteckender Augenkrankheit (Ziffer 3) 
der Ortspolizeibehörde unverzüglich Anzeige zu 
erſtatten. 


ſonſtigen Internaten dürfen Zöglinge während 
der Dauer oder unmittelbar nach dem Erlöſchen 
einer in der Anſtalt epidemiſch aufgetretenen an⸗ 
ſteckenden Augenkrankheit nur dann in die Hei⸗ 


10. 


Ie 


12. 


. Lehrer und anderweitig im Schuldienſte 


math entlaſſen werden, wenn dies nach ärztlichem 
Gutachten ohne Gefahr der Uebertragung der 
Krankheit geſchehen kann, und alle vom Arzt 
für nöthig erachteten Vorſichtsmaßregeln be⸗ 
obachtet worden ſind. 

be⸗ 


ſchäftigte Perſonen, welche an einer anſteckenden 
Augenkrankheit (la und 1b) erkranken, haben 
hiervon dem Vorſteher der Schule (Ziffer 2) 
und der Ortspolizeibehörde unverzüglich Anzeige 
zu erſtatten. 

Wohnt der Erkrankte im Schulhauſe ſelbſt, 
ſo hat der Vorſteher der Schule darauf hinzu⸗ 
wirken, daß der Kranke ärztlich behandelt und, 
falls dies nach ärztlichem Gutachten erforderlich, 
abgeſondert wird. 

Wohnt der Erkrankte außerhalb des Schul⸗ 
hauſes, ſo darf er während der Dauer der 
Krankheit das Schulhaus nicht betreten, bevor 
nach ärztlicher Beſcheinigung die Gefahr der An⸗ 
ſteckung beſeitigt und ſeine Wäſche und Kleidung 
gründlich gereinigt worden iſt. 

Leidet der Erkrankte an einer der unter Ib 
aufgeführten Augenkrankheiten, ſo darf er ſeinen 
Dienſt in der Schule fortſetzen, wenn bezw. ſo 
lange er keine deutliche Eiterabſonderung hat. 


„Lehrer und anderweitig im Schuldienſt beſchäftigte 


Perſonen, in deren Hausſtand ein Fall von an⸗ 
ſteckender Augenkrankheit (1a und 1b) auftritt, 
haben hiervon dem Vorſteher der Schule (Ziffer 2) 
unverzüglich Anzeige zu erſtatten. Handelt es 
ſich um eine der unter la aufgeführten Augen: 
krankheiten, ſo dürfen ſie während der Dauer 
der Erkrankung ihren Dienſt nur verſehen, wenn 
nach ärztlicher Beſcheinigung eine Gefahr der 
Verbreitung der Krankheit in der Schule damit 
nicht verbunden iſt. 

Sobald in einer Schule oder in einem Orte, in 
welchem ſich eine Schule befindet, oder in einem 
Nachbarorte, aus welchem Kinder die Schule be⸗ 
ſuchen, mehrere Fälle von anſteckenden Augen⸗ 
krankheiten vorkommen, hat der Vorſteher der 
Schule (Ziffer 2) bei dem Landwirth (Ober⸗ 
amtmann) bezw. in Städten, welche einen ei⸗ 
genen Kreis bilden, bei dem Polizeiverwalter 
des Ortes eine ärztliche Unterſuchung der Lehrer 
und Schüler ſowie ſämmtlicher im Schulhauſe 
wohnenden Perſonen durch den beamteten Arzt 
zu beantragen. Ob bezw. wie oft dieſelbe zu 
wiederholen iſt, beſtimmt die zuſtändige Behörde 
nach Anhörung des beamteten Arztes. 

Für die Behandlung der an anſteckenden Augen⸗ 
krankheiten leidenden Schüler hat, ſoweit die⸗ 
ſelbe nicht nach ärztlicher Beſcheinigung durch 
die Eltern veranlaßt wird, die Ortspolizeibehörde 
Sorge zu tragen. 

Während der Dauer einer anſteckenden Augen⸗ 
krankheit in einer Schule ſind das Schulgrund⸗ 


10) 
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Namen 


der 


gut mittel 
Städte. 


Nro. 


1 Chriſtburg 
21 Sul 

30 Dt. Eylau —— 
4 Dt. Krone — 


111 Marienwerder 2544 


| 


Mk. Friedlad 4 


Mee 


22 Hammerſtein — 
23] Neuenburg — 
24 Vandsburg > 

Summa 134 
Durchſchnittspreis 2275 


tüd, die Schulzimmer und die Vedſ 
täglich beſonders ſorgfältig zu 


fleißig zu lüften, die Bedürfnißa 


Anordnung der Ortspolizeibehörde zu desinfiziren; 
die Thürklinken, Schultafeln, „Schultiſche und 
Schulbänke täglich nach Beendigung des Unter⸗ 


richts mit einer lauwarmen Löſung 


Theile Schmierſeife und reiner Carbolſäure in 
hundert Theilen Waſſer abzuwaſchen. 


Dieſe Vorſchrift gilt auch für di 
bezeichneten Anſtalten und erſtreckt 
auch auf die Wohn- Arbeits- und 

13. Die Schließung einer Klaſſe oder 


Schule wegen einer anſteckenden Augenkrankheit 
wird in den ſeltenſten Fällen erforderlich und 


rathſam ſein und kann nur durch 
(Oberamtmann) bezw. in Städten, 


rfnißanſtalten 
reinigen, die 


Schulzimmer während der unterrichtsfreien Zeit 


nftalten nach 


von je einem 


e in Ziffer 7 
ſich in dieſen 
Schlafräume. 
einer ganzen 


den Landrath 
welche einen 


Markt ⸗ un d 
in den größeren Städten des Regierungsbezirks 


I. A. Getreide. 


14. 


1. Mark 
— — . ——u—-—-— — —Nar kt: 
„575 IR: Ve EEE 


Roggen Gerſte 
—— 
gering gut [mi gering] gut mittel gering 


Hafer 
gut mittel gering 


N BANN EZ 


— 
eigenen Kreis bilden, den Polizeiverwalter des 
Orts nach Anhörung des beamteten Arztes ge⸗ 
ſchehen. Namentlich iſt ſie bei Follikulärkatarrh 
faſt nie und bei der Körnerkrankheit in der Regel 
nur dann erforderlich, wenn eine größere Anzahl 
von Schülern an deutlicher Eiterabſonderung leidet. 

Iſt Gefahr im Verzuge, fo können der Nor- 
ſteher der Schule und die Ortspolizeibehörde 
auf Grund ärztlichen Gutachtens die vorläufige 
Schließung der Schule ſelbſtſtändig anordnen, 
haben jedoch hiervon dem Kreisſchulinſpektor und 
dem Landrath (Oberamtmann) unverzüglich An⸗ 
zeige zu erſtatten. 

Die Wiedereröffnung einer wegen einer an⸗ 
ſteckenden Augenkrankheit geſchloſſen geweſenen 
Schule oder Schulklaſſe darf nur auf Grund 
einer vom Landrath (Oberamtmann) bezw. in 
Städten, welche einen eigenen Kreis bilden, vom 
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Ladenpreiſe 
Marienwerder im Monat Mai 1898. 


Preiſe. 


I. 


Hülſenfrüchte 6 Stroh 
Eon, Sag 57T a re 8 Fr 
En 20 Linſen toffeln]Richt⸗ 5 Groß⸗ 
Kochen (weiße) & handel 


Es koſten je 100 Kilogramm 


B. Uebrige Marktwaaren. 


im Kleinhandel Schwei Kalb⸗ 
von der 


vom Ne» 


Keule | Bauch 


Es Toftet 
je 1 Kilogramm 


EI 


Kb 16 | 16 || Me | He | SH 
3174 —1— 
350 475 2125| 450] 110.— 
344 4—— —1 420 95.— 
346 367% — 4 95.— 
3145| 6(——— 6—| 9750 
5380 425 2]75] 550] 99 — 
3510 384——J 3670 85.— 
3078 39—— 425 98— 
e 
3163| 4——— 5— —— 
429] 4——— 5— 95 — 
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4.20 4 ——— 420 110— 
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307 4-1 6 —— 
340.— | 75 
3160 55 3710 525 62 — 
4( J 4½5— — 475] 99078 
3027 5———15— 90.— 
1459169 1015 225 
373730 304 4 
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Polizeiverwalter des Ortes zu treffenden An⸗ 
ordnung erfolgen. Derſelben muß eine gründ⸗ 
liche Reinigung und Desinfektion des Schullokals 
vorangehen. 
Die vorſtehenden Vorſchriften Ziffer 1 bis 14 
finden auch auf private Unterrichts⸗ und Er⸗ 
ziehungsanſtalten, einſchließlich der Fortbildungs⸗ 
ſchulen, Handarbeitsſchulen, Kinderbewahranſtalten 
Spiel⸗ und Warteſchulen, Kindergärten u. ſ. w. 
Anwendung. 
„Vorſtehende Anweiſung, welche an Stelle der 
Anweiſung vom 14. Juli 1884 — veröffentlicht durch 
Nr. 34 des Regierungs⸗Amtsblatts vom 20. Auguſt 
1884 — ſoweit fi dieſelbe zauf anſteckende Augen⸗ 
krankheiten bezieht, tritt, wird hiermit zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 16. Juni 1898. 
Der Regierungs⸗Praſident. 


15. 


11) Bekanntmachung. 
Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗ 
orte Elbing im Monat Mai 1898 für Fourage 
gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Es ſind zu berechnen: 


a. für 50 Kilogramm Hafer 8 Mark 75 Pf. 
Be ) 52 „ 
. % 50 75 , 05 „ 


Danzig, den 9. Juni 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 

Bei der Postagentur in Penkuhl wird am 16. Juni 
der Telegraphenbetrieb und in Verbindung damit der 
telegraphiſche Unfallmeldedienſt eingerichtet. 

Die neue Telegraphenanſtalt wird die zur Ein⸗ 


12) 
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II. Ladenpreiſe an einem der letzten Tage des Monats Mai 1898. 


Mehl zur Kaffee . 
Namen Speiſeberei⸗ ; Jar Schwer- Murder. 
tung aus ba gelb Speiſe ne⸗ 
& der [braun.] Salz Schmalz 14 
ten 
Städte. 


Es koſtet Je 1 Kilogramm 
Lee. 


Chriſtburg 
Culm 
Dt. Eylau 
Dt. Krone 
Flatow 
Graudenz 
Jaſtrow 
Konitz 
Löbau 
Mk. Friedland 
Marienwerder 
Mewe 
Neuntark 
Rieſenburg 
Roſenberg 
Schlochau 
Schwetz 
Strasburg 
Stuhm 
Thorn 
Tuchel 
Hammerſtein 
Neuenburg 
Vandsburg 
Summa 29.609.961 
Durchſchnittspreis —39— 461—38.—50ʃ—50— 40 — 
Daß in denjenigen Orten, bei welchen die Rubriken unausgefüll 
Markte gekommen ſind, beſcheinigt. 

Marienwerder, den 15. Juni 1898. Der Regierungs⸗Präſident. 
Telegramme jederzeit, insbeſondere auch des Nachts, ladungen wird im Gruppen- und Wechſelverkehr der 
u. U. unter Mitwirkung der als Ueberweiſungsſtelle preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahnen, ſowie im Wechſel⸗ 
dienenden Telegraphenanſtalt in Baldenburg unver⸗ verkehr mit der Oldenburgiſchen Staatseiſenbahn und 
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züglich befördern. ) mit der Station Kempen der Breslau — Warſchauer 
Bromberg, den 13. Juni 1898. Eiſenbahn bis zum 31. Oktober d. Js. verlängert. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. Danzig, den 28. Mai 1898. 
13) Bekanntmachung. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Am 1. Juli tritt in dem bisher zum Landbeſtell⸗ 15) Bekannt 
bezirk des Poſtamts in Zempelburg gehörigen Orte ekanntmachung. 
Groß Loßburg eine Poſtagentur in Wirkſamkeit. Zur Erleichterung des Beſuchs der in den Tagen 
Ihre Poſtverbindung erhält dieſelbe mit Zempel⸗ vom 30. Juni bis 5. Juli d. Js. in Dresden ſtatt⸗ 
burg durch eine Landpoſtfahrt. findenden Wanderausſtellung der Deutſchen Landwirth⸗ 
Bromberg, den 13. Juni 1898. ſchaftsgeſellſchaft berechtigen alle in der Zeit vom 29. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. Juni bis 5. Juli einſchl. auf Stationen der preußiſchen 
14) Ausnahmetarif für Eis in Wagen: Staatsbahnen nach Dresden gelöſten einfachen 
ladungen. Perſonenzug⸗ und Schnellzugfahrkarten J., II. und 


f Die Gültigkeitsdauer des mit dem 1. März d. Is. III. Klaſſe zur Rückfahrt nach der Abgangsſtation bis 
eingeführten Ausnahmetarifs für Eis in Wagen⸗ einſchl. den 8. Juli unter der Vorausſetzung, daß der 
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Beſuch der Wanderausſtellung durch Abſtempelung der 
Fahrkarte beſcheinigt iſt. 

Die gleichzeitig mit einer direkten Fahrkarte nach 
Dresden in der Ausſtellung vorgelegten und dort ab⸗ 
geſtempelten einfachen Perſonenzug⸗ und Schnellzug⸗ 
fahrkarten für eine anſchließende vorliegende Strecke 
gelten zur Rückfahrt nach der Abgangsſtation ebenfalls 
bis zum 8. Juli einſchließlich. 

Auf dem Hin⸗ und Rückwege iſt je eine ein⸗ 
malige Fahrtunterbrechung gegen Beſcheinigung durch 
den Stationsbeamten geſtattet, die Rückfahrt muß bis 
8. Juli Mitternacht beendet ſein. 

Kinder im Alter bis zu 10 Jahren genießen die 
tarifmäßigen Vergünſtigungen, Freigepäck wird nicht 
gewährt. 
17) 


Platzkartengebühr zu entrichten. 
der Fahrkarten auf der Ausftellung erfolgt mittelſt 
eines Stempels, welcher den Wortlaut trägt: „Deutſche 
Landwirthſchaftsgeſellſchaft Berlin.“ 


16) 


Bei Benutzung der D Züge iſt die tarifmäßige 
Die Abſtempelung 


Danzig, den 15. Juni 1898. 
Königliche Eiſenbahn-Direktion. 


Bekanntmachung. 
Der Name der an der Bahnſtrecke Konitz Las⸗ 


kowitz belegenen Halteſtelle Lnianno ift fortan Lianno 
zu ſchreiben. 


Danzig, den 17. Juni 1898. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Summariſche Ueberſicht 
von dem Zuſtande der Fonds der oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſozietät am Schluſſe des Jahres 1897. 


Einnahmen. 


I. Aus früheren Jahren: 

1. Verfiherungsbeiträge . . 3 777165 
2. SON)lIgeR „e ug 217186 
II. Aus dem Jahre 1897; 

1. Verſicherungsbeiträge. . 113090203 
2. Antheil der Rückverſicherer an den 8 
Brandvergütungen . . 9012120 
3. Angekaufte Werthpapiere 119700 — 
4. Zinſen von belegten Kapitalien 31253059 
5. Für Verſicherungsſchildere 239770 
6. Außerordentliche Einnahmen — 614822 
Summe der Einnahmen 138151825 

„ „ Ausgaben 1381518025 


Valancirt. 
| 


Ausgaben. 


J. Aus früheren Jahren: 
1. Brandentſchädigungen 244319030 
ies 1945031 

II. Aus dem Jahre 1897: 
1. Brandentſchädigungen 495360030 
2. Prämien an die Rückverſicherer 12808720 
3. Prämien für Beſchaffung und Re⸗ 

paratur von Feuerſpritzen, Löfch: 

prämien und Prämien für Entdeckung 

von Brandſtiftern. DER 930303 
4. Bauunterſtützungen . 13405— 
5. Beihülfen zu den Koſten des Unter⸗ 

richts im Feuerlöſchweſen an Land⸗ 

wirthſchaftsſchulen pp. . .» . . 505!98 
6. Beitrag an den Verband öffentlicher 

Feuer⸗Verſicherungs-Anſtalten in 

Mitſchand 6210— 
7. Verwaltungskoſten, (Gehälter, Pen⸗ 

ſionen, Hebegebühren der Kreis⸗ 

Feuerſozietätskaſſen und Gemeinde⸗ 

vorſteher, ſowie Gebührniſſe der 

Bezirks⸗Kommiſſarien) 5 13866993 
8. Büreaukoſten, Entſchädigungen der 

Landräthe und Bezirks⸗Kommiſſarien 1040080 
9. Reiſekoſten der Repräſentanten, 

Direktions⸗ Beamten und Bezirks⸗ 

Kommiſſariie ns 16902094 
10. Unterhaltung des Dienftgebäudes . 1895110 
11. Portokoſten und Büreaubedürfniſſe 22355/95 
12. Für Verſicherungsſchilder 3050 — 
13. Zum Ankauf von Werthpapieren 121163010 
14. Sonſtiges * 4960137 
15. Zum Nefervefonds . . 116857294 


Summe der Ausgaben 1135151835 
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Sozietäts⸗Vermögen am Schluſſe des Jahres 1897. 


0 — 


Activa. 


Rückſtändige Verſicherungsbeiträge und 
ö 2835[9% 


ſonſtige Rückſtände N 

Werthpapiere zum Nennwerthe von 820650 
Mark zum Einkaufspreiſe von . 

Hypothekariſche Ausleihungen . 

Werth der Grundſtücke . 


8132150 
302016 
175650 


Werth des Inventars 1948280 
Kaſſenbeſtand 8 132455 
Summa der Activa 132052441 

ab! 75 „ Passiva | 383924 04 
bleibt Reinvermögen 1 936600137 W 


Königsberg, den 13. Juni 1898. 
Direktion der oſtpreußiſ 


Bekanntmachung. 

Zur Erleichterung des Beſuchs, der in den Tagen 
vom 30. Juni bis 5. Juli d. J. in Dresden ſtatt⸗ 
findenden Wanderausſtellung der deutſchen Landwirth⸗ 
ſchafts⸗Geſellſchaft gelten alle in der Zeit vom 29. 
Juni bis 5. Juli einſchließlich auf Stationen der 
Preußiſchen Staatseiſenbahnen nach Dresden ge 
löſten ein fachen Perſonenzug⸗ und Schnellzugfahr⸗ 
karten I., II. und III. Klaſſe zur Rückfahrt nach der 
Abgangsſtation bis einſchließlich den 8. Juli unter 
der Vorausſetzung, daß der Beſuch der Ausſtellung 
durch Abſtempelung der Fahrkarte beſcheinigt iſt. 

Die gleichzeitig mit einer direkten Fahrkarte nach 
Dresden zur Abſtempelung in der Ausftellung vorge- 
legten einfachen Perſonenzug⸗ und Schnellzugfahrkarten 
für eine anſchließende vorliegende Strecke gelten 
unter der oben erwähnten Vorausſetzung zur Rückfahrt 
nach der Abgangsaſtation ebenfalls bis zum 8. Juli 
einſchließlich. 

Auf dem Hin⸗ und Rückwege iſt eine je ein⸗ 
malige Fahrtunterbrechung gegen Beſcheinigung durch 
den Stationsbeamten geſtattet. 

Die Rückfahrt muß bis zum 8. Juli Mitternacht 
beendet ſein. 

Kinder im Alter bis zu 10 Jahren genießen die 
tariſmäßigen Vergünſtigungen. 

Gepäckfreigewicht wird nicht gewährt. 

Bei der Benutzung von D-Zügen ift bie tarif- 
mäßige Platzkartengebühr zu entrichten. 

Näheres iſt bei den Fahrkartenausgabeſtellen zu 
erfahren. 

Bromberg, den 11. Juni 1898. 
Königliche Eiſenbahndirektion. 
Bekanntmachung. 
Die diesjährigen Gerichtsferien beginnen am 15. 


18) 


19) 


Passiva. 


Feſtgeſetzte, aber noch nicht fällige Brand⸗ 


entſchädigungen A 34983995 
Sonſtige Rückſtände N 908409 
Aufgenommene Lombarddarlehne 25000 — 

Summa der Passiva 38392404 


chen Land⸗Feuerſozietät. 


Ferienſachen ſind: 
1. Strafſachen; 
2. Arreſtſachen und die eine einſtweilige Verfügung 
betreffenden Sachen; 
Meß⸗ und Marktſachen; 
Streitigkeiten zwiſchen Vermiethern und Miethern 
von Wohnungs⸗ und anderen Räumen wegen 
Ueberlaſſung, Benutzung und Räumung der- 
ſelben, ſowie wegen Zurückhaltung der vom 
Miether in die Miethsräume eingebrachten Sachen; 
Wechſelſachen; 
Bauſachen, wenn über Fortſetzung eines ange⸗ 
fangenen Baues geſtritten wird. 
Auf Antrag kann das Gericht auch andere Sachen, 
ſoweit ſie beſonderer Beſchleunigung bedürfen, als 
Ferienſachen bezeichnen. 

Auf das Mahnverfahren, das Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren, das Konkursverfahren und die Angelegen⸗ 
heiten der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit ſind die Ge⸗ 
richtsferien ohne Einfluß. Die Bearbeitung der Vor⸗ 
mundſchaftsſachen, Nachlaßſachen, Lehns- und Fidei⸗ 
kommiß⸗ und Stiftungsſachen kann aber während der 
Ferien unterbleiben, ſoweit das Bedürfniß einer Be⸗ 
ſchleunigung nicht vorhanden iſt. 

i Eingaben und Geſuche, welche während der Fe⸗ 
rien erledigt werden ſollen, ſind als „Ferienſache“ zu 
bezeichnen und erforderlichenfalls als ſchleunig zu be⸗ 
gründen. Anderer Anträge und Geſuche haben ſich 
die Parteien während der Ferien zu enthalten. 
Marienwerder, den 11. Juni 1898. 

Königliches Oberlandesgericht. 

Bekanntmachung. 

Die am 1. Juli 1898 fälligen Zinscoupons 
unſerer ſämmtlichen Pfandbriefe werden vom 15. Juni 
1898 ab ſowohl hier an unſerer Kaſſe Hundegaſſe 


ms 
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Juli und endigen am 15. September. 
„Während der Ferien werden nur in Ferienſachen 
Termine abgehalten und Entſcheidungen erlaſſen. 


| 


Nr. 56 wie: 
in Berlin bei der Preußiſchen Pfandbrief Bank Voß⸗ 
ſtraße Nr. 30, 


in Königsberg in Pr. bei dem Bankhauſe 
Samter Nachf., 

in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld, Nachfolger 

l A. Seidler, 

in deren Geſchäftsſtunden baar und unentgeltlich ein⸗ 

gelöſt. 


Danzig, im Juni 1898. 
Danziger Hypotheken⸗Verein. 


Bekanntmachung. 
Bei der am 16. Dezember d. J. für das Jahr 
1898 planmäßig bewirkten Auslooſung der Röſſeler 
Kreisanleiheſcheine find folgende Nummern gezogen 
worden: III. Emiſſion. 
auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums 

vom 17. März 1879. 
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Littr. B Nr. 23 über 2000 Mk. 
„ 2000 „ 
7 D „ 21 ” 500 ” 
” E ” 46 ” 200 „ 


Summa 4700 Mk. 
IV. Emiſſion. 
auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums 
vom 16. Januar 1880. 

Littr. A Nr. 16 über 5000 Mk. 
8 2000 „ 
1057 5 

Summa 7500 Mk. 

Dieſe ausgelooſten Kreisanleiheſcheine werden hier⸗ 
durch zum 1. Juli 1898 mit der Maßnahme gekündigt, 
daß von dieſem Zeitpunkte ab die Zinſenzahlung auf⸗ 
hört und die nicht zurückgegebenen Zinsſcheine bei der 
Rückzahlung des Kapitals in Abzug gebracht werden. 

Die Einlöſung erfolgt bei der Kreis⸗Konmmnal⸗ 
Kaſſe in Biſchofsburg und bei dem Bankgeſchäft 

A. Samter in Königsberg. 

Biſchofsburg, den 17. Dezember 1897. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Röſſel. 

Bekanntmachung. 


Von der Straße Mlynitz⸗Seyde ſich abzweigend 
hat vordem ein öffentlicher Weg über das Buchholz, 
Stohnke, Elgert'ſche Grundſtück in Mlynitz und die 
Feldmark Seyde nach Leibitſch geführt. Dieſer Weg 
iſt auf Seyder Gebäude ohne das vorgeſchriebene 
Verfahren eingegangen und beſteht nur noch auf den 
Grundſtücken der Mlynitzer Beſitzer. 

. Es wird geplant dieſen Weg als öffentlicher 
Fahrweg zu kaſſiren und denſelben für die Folge nur 
als Fußweg (Kirchenſteg) weiter beſtehen zu laſſen. 


Gemäß $ 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes find Ein⸗ 
ſprüche binnen 4 Wochen, zur Vermeidung des Aus⸗ 
ſchluſſes bei der Wegepolizeibehörde geltend zu machen, 
. dem unterzeichneten Amtsvorſtand Leibitſch zuzu⸗ 

ellen. 

f Gegen den Beſchluß der Wegepolizeibehörde ſteht 
dem mit dem Einſpruch Zurückgewieſenen innerhalb 2 
Wochen die Klage bei dem Kreisausſchuß beziehungs⸗ 


” B u 
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22) 


S. A. weiſe Bezirksausſchuß nach Maßgabe der Vorſchriſt 


gemäß § 56 Abſ. 7 zu. 
Leibitſch, den 29. Mai 1898. 
Der Amtsvorſteher. 
28) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Franz Jelineck, Tiſchler, geboren am 23. Fe⸗ 
bruar 1869 zu Zebrak, Bezirk Horovic, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen ſchweren Dieb⸗ 
ſtahls im Rückfalle und einfachen Diebſtahls im 
Rückfalle (5 Jahre Zuchthaus, laut Erkenntniß 
vom 1. Mai 1893), von der Königlich bayeriſchen 
Polizei⸗Direktion zu München, vom 2. Mai d. J. 
Joſeph Plakolm, Schreiner, geb. am 6. Fe⸗ 
bruar 1869 zu Haagen, Bezirk Linz, Ober⸗Oeſter⸗ 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen ſchweren 
Diebſtahls, Betrugs und Unterſchlagung (1 Jahr 
9 Monate Zuchthaus), laut Erkenntniß vom 29. 
Juli 1896), vom Königlich bayeriſchen Bezirks⸗ 
amt zu Bamberg, vom 25. März d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Leon Berner, Magazinier, geboren am 3. No⸗ 
vember 1853 zu Heiligenſchwendi, Kanton Bern, 
Schweiz, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Garmiſch, 
vom 26. April d. J. 

2. Karl Blut, Tagner, geboren am 25. Auguſt 
1872 zu Trieſt, Oeſterreich, öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens, vom Kaiſer⸗ 
55 Bezirks⸗Präſidenten zu Metz, vom 27. April 


3. Franz Boſſak, Glasmacher, geb. am 16. Mai 
(oder 8. Januar) 1861 zu Groß⸗Karlowitz, Bezirk 
Wallach⸗Meſeritſch, Mähren, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Landſtreichens und Bettelns, vom 

Königlich preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu 

Lüneburg, vom 27. April d. J. 

Ludwig Déléchat, Schloſſergeſelle, geboren am 

14. Auguſt 1848 zu Lauſanne, Schweiz, ſchweize⸗ 

riſcher Staatsangehöriger, wegen Vettelns, vom 

Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Metz, vom 

30. April d. J. f 

Wilhelm Fröhlich, Glasſchleifer und Arbeiter, 

geboren am 26. Oktober 1870 zu Bregenz, Vo⸗ 

rarlberg, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 
von der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft 

zu Dresden, vom 17. März d. J. ö 

6. Maria Glantſchnig, Köchin, ledig, geboren 
am 11. September 1873 zu Oberwellach, Bezirk 
Spittal, Kärnten, öſterreichiſche Staatsangehörige, 
wegen gewerbsmäßiger Unzucht, von der Königlich 
bayeriſchen Polizei⸗Direktion zu München, vom 
28. März d. J. 

7. Henriette Grünberg, geborene Hamburger, 
Händlerin, geboren am 12. Juni 1855 zu Wien, 
ortsongehörig zu Leipnik, Bezirk Weißkirchen, 
Mähren, wegen Landſtreichens und Bettelns, vom 


* 
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Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Düſſeldorf, vom 28. April d. J. 

Joſeph Kripala, Weber, geboren im Jahre 
1830 zu Tis, Bezirk Caslau, Böhmen, öſter⸗ 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt zu Regen, vom 
7. April d. J. 

Wenzel Pospiſil, Fabrikarbeiter, geboren am 
8. September 1877 zu Lohove, Bezirk Ledetſch, 
Böhmen, ortsangehörig zu Wrbka, Bezirk Ledetſch, 
Böhmen, wegen Bettelns, von der Königlich baye⸗ 
188 Polizei⸗Direktion zu München, vom 20. April 


Anton Richter, genannt Löffler, 
Bergmann, geboren am 14. Juli 18 
walitz, Bezirk Teplitz, Böhmen, ortsangehörig zu 
Oberleutensdorf, Bezirk Brür, Böhmen, wegen 
Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen Kreishaupt⸗ 
mannſchaft zu Zwickau, vom 26. Februar d. J. 
Wenzl (Vactar) Seidl, Fleiſcher, jetzt Hand⸗ 
arbeiter, geboren am 28. Dezember 1841 zu 
Hinter⸗Chlum, Bezirk Selcan, Böhmen, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, von der 
Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft zu 
Dresden, vom 29. März d. J. 

Anton Strazar, Arbeiter, 30 Jahre alt, ge: 
boren zu Podgier, Bezirk Stein, Krain, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu 
Breslau, vom 28. April d. J. 

Joſeph Trikar (Trykar), Bahnbauarbeiter, 
boren am 28. Mai 1853 zu Stahlau, Bezirk 
Pilſen, Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Diebſtahls und Bettelns, von der Königlich ſäch⸗ 
ſiſchen Kreishauptmannſchaft zu Dresden, vom 
21. Februar d. J. 

Stanislaus Trzos, Arbeiter, 44 Jahre alt, ge⸗ 
boren zu Niepotomice, Bezirk Krakau, Galizien, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, vom Königlich preußiſchen Negie⸗ 
rungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 13. April d. J. 
Die Ausweiſung des Schneidergeſellen Joſeph 
von Lipinsky aus dem Reichsgebiete (Central⸗ 
Blatt für 1897 Seite 419 Ziffer 7) iſt zurückgenommen 


worden. 
24) Perſonal⸗Chronik. 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Dr. Schmidt⸗Scharff 
iſt der hieſigen Regierung zur dienſtlichen Verwendung 
überwieſen. 

Der bisherige Kataſtergehülfe Simon Sellek aus 
Poſen iſt zum H 
berufen worden. 
In Kreiſe Roſenberg Wpr. iſt der Gutspächter 
Sterow zu Orkuſch zum Stellvertreter des Amts- 
vorſtehers für den Amtsbezirk Orkuſch ernannt. 


10. Weber und 


73 zu Nech⸗ 


I. 
12. 
I 


ge. 


14. 


ülfszeichner bei der hieſigen Regierung kipiec, 


Dem Forſtaufſeher Puſchmann, bisher in der 
Oberförſterei Purden, iſt unter Ernennung zum Förſter 
die neu gegründete Förſterſtelle zu Wörth, in der Ober⸗ 
förſterei Rittel, vom 1. Juli d. Is. ab, definitiv über: 
tragen. 

Dem Forſtaufſeher Stillig, bisher in der 
Oberförſterei Lindenberg, iſt unter Ernennung zum 
Förſter die durch Penſionirung des Förſters Stillig er⸗ 
ledigte Stelle zu Strembaczno, in der Oberförſterei 
Strembaczno, vom 1. Juli d. Is. ab, definitiv über⸗ 
tragen. 

Dem Forſtaufſeher Ewald, bisher in der 
Oberförſterei Lorenz, iſt unter Ernennung zum Förſter 
die durch Verſetzung des Förſters Kaufmann erledigte 
Stelle zu Döbelsheide, in der Oberförfterei Schwiedt, 
vom 1. Juli d. Js. ab, definitiv übertragen. 

Der Pfarrer Hammer hierſelbſt iſt vom 27. Juni 
31. Juli d. Is. beurlaubt und wird während dieſer 
von dem Kreisſchulinſpektor, Schulrath Dr. Otto 
in den Geſchäften der Ortsſchulinſpektion vertreten. 

Die Ortsaufſicht über die Schulen zu Kalwe, 
Klecewo und Grünfelde iſt dem Kreisſchulinſpektor 
Dr. Zint in Marienburg übertragen und der bis⸗ 
herige Ortsſchulinſpektor, Pfarrer Herholz in Kalwe 
auf ſeinen Antrag von dieſem Amte entbunden worden. 

Der Kreisſchulinſpektor Dr. Steinhardt in Zempel⸗ 
burg iſt vom 18. bis 28. Juni d. Js. beurlaubt und 
wird während dieſer Zeit von dem Pfarrer Natter 
in Zempelburg vertreten. 

Dem Fräulein Helene Schrader in Zechlau, 
Kreis Schlochau, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig 


zu ſein. 
25) Erledigte Schulftellen. 

Die Lehrerſtelle an der Volls- Schule zu Dorf 
Rehden, Kreis Graudenz iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Schulrath Dr. Kaphahn zu Graudenz zu 
melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu See⸗ 
hauſen, Kreis Graudenz, wird zum 1. Auguſt d. Is. 
erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Schulrath Dr. Kaphahn zu Graudenz zu 


melden. 
Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Lons⸗ 
Juli d. Js. erledigt. 


bis 
Zeit 


hier 


welche ſich um 


Kreis Schwetz, wird zum 1. 
Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Menge zu Tuchel zu melden. 
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